
der anderen Seite, daß zu Beginn dieser demokrati­
schen Umwälzung bei ihnen durchaus noch keine kon­
kreten Vorstellungen, Ideen und Anschauungen dar­
über vorhanden sein konnten, wie nun im e i n z e l ­
n e n  die Organisierung der Staatsgewalt zu erfolgen 
habe, wie dieses oder jenes der vielfältig auftauchen­
den Einzelprobleme zu lösen sei, wie im e i n z e l n e n  
die Regulierung der neuen Verhältnisse und der poli­
tischen Macht mit Hilfe von Rechtsnormen auszusehen 
habe. Die Herausbildung solcher konkreter Staats- und 
Rechtsanschauungen, die sich nach Stalins Lehre ja 
auch erst nach der Veränderung der ökonomischen 
Struktur entwickeln konnten, ist ein langwieriger Pro­
zeß, dessen Dauer und Verlauf durch verschiedene 
Faktoren fördernd oder hemmend beeinflußt wird. Das 
Bestehen der Sowjetunion, deren vielseitige praktische 
Erfahrungen für unseren Aufbau nutzbar gemacht wer­
den konnten, einerseits, die sozialdemokratischen Ein­
flüsse, die 12 Jahre Hitlerherrschaft, die Spaltung 
Deutschlands andererseits, sind solche Faktoren.

Außerordentlich bedeutsam ist in diesem Zusam­
menhang der Hinweis Stalins, der über den Prozeß der 
Herausbildung neuer Ideen und Anschauungen sagt: 
„Zuerst sind die Tatsachen vorhanden, und dann fin­
den sie im Bewußtsein der f o r t g e s c h r i t t e n ­
s t e n  E l e m e n t e  d e r  P a r t e i  ihre Widerspiege­
lung. Erst danach tritt der Zeitpunkt der Erkenntnis 
der neuen Prozesse in den Köpfen der M a s s e n  d e r  
P a r t e i m i t g l i e d e r  ein.“15) Deren Aufgabe ist es 
dann, entsprechend auf das Staats- und Rechtsbe­
wußtsein der Massen einzuwirken, ihnen die Politik, 
die Gesetze des Staates zu erläutern und sie von deren 
Richtigkeit zu überzeugen.16)

In den zahlreichen bedeutsamen neuen Gesetzen, die 
bei uns seit der Zerschlagung des Hitlerfaschismus er­
gangen sind, drücken sich die neuen Staats- und 
Rechtsanschauungen des fortgeschrittensten Teils der 
Werktätigen, der fortschrittlichsten Elemente der Ar­
beiterklasse aus. Sie sind ein Mittel der Politik unse­
res Staates, der Politik der Wiedervereinigung 
Deutschlands und des Friedens, der Politik, die den 
Aufbau des Sozialismus in der Deutschen Demokrati­
schen Republik Wirklichkeit werden läßt. Sie sind er­
füllt von tiefster Wissenschaftlichkeit; den in ihnen 
fixierten Staats- und Rechtsanschauungen liegt die 
Theorie des Marxismus-Leninismus, liegen die wis­
senschaftlich analysierten Erfahrungen der sowjeti­
schen Praxis, der Praxis des sozialistischen Aufbaus, 
zugrunde.

Die von Stalin im Hinblick auf den Volkswirt­
schaftsplan getane Äußerung: „Es wäre töricht zu 
glauben, der Produktionsplan bestehe in einer Aufzäh­
lung von Ziffern und Aufgaben. Der Produktionsplan 
ist in Wirklichkeit die lebendige und praktische Tätig­
keit von Millionen Menschen“1'1), gilt sinngemäß für 
alle Gesetze. Sie werden zur Realität erst durch ihre 
Anwendung in der Praxis, indem die Menschen von 
ihnen Gebrauch machen und sie durchführen. Ihre 
Verwirklichung wird dann am besten und konsequen­
testen gewährleistet sein, wenn das B e w u ß t s e i n  
d e r  M a s s e n  a u f  d a s  N i v e a u  d e r  G e s e t z e  
s e l b s t  g e h o b e n  sein wird. Zur Erreichung dieses 
Zieles tragen einmal die Gesetze selbst bei, von denen 
eine große erzieherische Wirkung ausgeht. Entschei­
dend aber ist dabei die Tätigkeit der Staatsfunktio­
näre, die den Massen als Vollstrecker des gesetzlich 
fixierten Staatswillens entgegentreten: der Richter, der 
Staatsanwälte und der Verwaltungsangestellten. Sie sind 
die Transmittenten, über die das Volk mit den Ge­
setzen in Berührung kommt. Jede ihrer Entscheidun­
gen ist Anwendung eines Gesetzes, ist Verwirklichung 
der Politik unseres Staates im konkreten Fall und da­
mit Vollstreckung des Willens der Werktätigen, ist 
Stellungnahme im Klassenkampf. Sie kann nur dann 
parteilich, klar und eindeutig sein, wenn der Funk­
tionär, der diese Entscheidung trifft, zutiefst von der 
Richtigkeit der staatlichen Politik überzeugt ist und 
wenn dieses Überzeugtsein sich in der Entscheidung, 
in ihrer Überzeugungskraft, wiederfindet. Dazu ist un-

15) Stalin, Werke, Bd. 12 S. 232 (russ.), zitiert nach I. S. Kon, 
in Rechtwissenschaftlicher Informationsdienst 1953 Sp. 15. — 
Sperrungen im Zitat von mir. H. B.

16) vgl. I. S. Kon, a. a. O. Sp. 15.
17) Stalin. Fragen des Leninismus, Moskau 1947, S. 424.

abdingbare Voraussetzung, daß das Staats- und Rechts­
bewußtsein der Funktionäre auf der Höhe der staat­
lichen Politik steht. Die eingangs angeführte Fest­
stellung Walter Ulbrichts auf der II. Parteikonferenz 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands zeigt, 
daß dies bei unseren Richtern und Staatsanwälten 
nicht allenthalben der Fall ist.

Stellt man die Frage nach den Ursachen dieses ideo­
logischen Zurückbleibens, so wird bei ihrer Beantwor­
tung der Umstand nicht außer acht gelassen werden 
dürfen, daß die Abhängigkeit der politischen und juri­
stischen Anschauungen von der Basis, von der Stalin 
spricht, sich bei einer Veränderung der bestehenden 
ökonomischen Struktur nicht dergestalt auswirkt, daß 
dann etwa jedesmal eine neue politische und juristi­
sche Ideologie an eine leere Stelle träte; vielmehr be­
stimmt die Ökonomik nur „den Charakter, das Wesen 
der neuen Ideologie und die Richtung, in der sich das 
politische Denken entwickeln muß.“18) Die politischen 
und juristischen Anschauungen besitzen somit „eine 
gewisse, relative Selbständigkeit“19 *), die sich dahin­
gehend äußert, daß „die verschiedenen Elemente des 
bereits bestehenden Überbaus, die Staatsformen, die 
Rechtsnormen sowie die schon früher entstandenen 
politischen, philosophischen, religiösen und anderen 
Ideen“29) die sich auf Grund der veränderten Basis 
neu bildenden politischen und juristischen Anschau­
ungen beeinflussen. Kon meint allerdings21), daß die­
ser Grundsatz nur bezüglich des Überganges von einer 
antagonistischen Formation zu einer anderen antago­
nistischen Formation Geltung habe, wohingegen beim 
Übergang zum Sozialismus ein radikaler Bruch mit den 
alten politischen und juristischen Anschauungen er­
folge. Dem kann in dieser Form nicht zugestimmt 
werden. Richtig ist, daß ein prinzipieller Unterschied 
zwischen einer Revolution, in deren Ergebnis nur eine 
Form der Ausbeutung durch eine andere ersetzt wird, 
und einer solchen, die jegliche Form der Ausbeutung 
abschafft, besteht. Stalin betont dies, indem er den 
Umstand, „daß die Sowjetmacht nicht, wie das in 
früheren Revolutionen der Fall war, eine Form der 
Ausbeutung durch eine andere zu ersetzen, sondern 
jegliche Ausbeutung abzuschaffen hatte“, als eines 
ihrer besonderen Merkmale nennt.22). Diese Besonder­
heit der sozialistischen gegenüber allen vorangegange­
nen Revolutionen muß sich notwendigerweise auch nach 
der ideologischen Seite hin auswirken: Es wird ein 
r a d i k a l e r  B r u c h  mit allen hemmenden Traditio­
nen der vorangegangenen Epoche e r f o r d e r l i c h  
werden, da diese der sozialistischen Entwicklung hin­
derlich sind. Es geht aber nicht an, das, was notwen­
dig ist, als Faktum hinzustellen, wie es Kon tut. Damit 
negiert man in gefährlicher Weise den Prozeß des 
Kampfes, der geführt werden muß eben wegen dieser 
„relativen Selbständigkeit“ der politischen und juri­
stischen Anschauungen, die sich auch beim Übergang 
zum Sozialismus auswirkt und die Überwindung des 
Alten, Überkommenen erschwert. Stalin führt dazu 
aus:

„Die alten Gepflogenheiten und Gewohnheiten, 
Traditionen und Vorurteile, die uns die alte Ge­
sellschaft als Erbteil hinterlassen hat, sind ein 
überaus gefährlicher Feind des Sozialismus. Sie, 
diese Traditionen und Gepflogenheiten, halten 
Millionenmassen der Werktätigen in ihrem Bann, 
sie überfluten mitunter ganze Schichten des Prole­
tariats, sie beschwören mitunter eine gewaltige 
Gefahr für die Existenz der Diktatur des Proleta­
riats herauf. Daher stellen der Kampf gegen diese 
Traditionen und Gepflogenheiten, ihre unbedingte 
Überwindung in allen Sphären unserer Arbeit, 
schließlich die Erziehung neuer Generationen im 
Geiste des proletarischen Sozialismus die wichtig­
sten Aufgaben unserer Partei dar, ohne deren 
Durchführung der Sieg des Sozialismus unmöglich 
ist.“23)

18) I. S. Kon, a. a. O. Sp. 4.
19) I. S. Kon, a. a. O.
2D) I. S. Kon, a. a. O.
21) a. a. O. Sp. 4.
22) Stalin, ökonomische Probleme des Sozialismus in der 

UdSSR, a. a. O. S. 7.
23) J. W. Stalin, Werke, Bd. 6 S. 222.
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